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derung von künftigen Verkehrsproblemen. – Vielen
Dank.

(Beifall bei der GAL)

Vizepräsidentin Kersten Artus: Danke schön.
– Wenn keine weiteren Wortmeldungen vorliegen,
kommen wir zur Abstimmung.

Wer stimmt einer Überweisung der Drucksachen
20/405 und 20/524 an den Verkehrsausschuss zu?
– Gegenprobe. – Enthaltungen? – Damit ist die
Überweisung abgelehnt.

Ich lasse in der Sache abstimmen, zunächst zum
SPD-Antrag aus der Drucksache 20/524. Diesen
möchte die FDP-Fraktion ziffernweise abstimmen
lassen.

Wer möchte die Ziffer 1 annehmen? – Gegenpro-
be. – Enthaltungen? – Damit ist die Ziffer 1 ange-
nommen.

Wer möchte sich der Ziffer 2 anschließen? – Ge-
genprobe. – Enthaltungen? – Damit ist auch die
Ziffer 2 angenommen.

Wer möchte der Ziffer 3 zustimmen? – Gegenpro-
be. – Enthaltungen? – Damit ist auch die Ziffer 3
angenommen.

Wer möchte die Ziffer 4 beschließen? – Gegenpro-
be. – Enthaltungen? – Damit ist auch die Ziffer 4
angenommen.

Nun zum Antrag der GAL-Fraktion aus der Druck-
sache 20/405.

Wer diesem seine Zustimmung geben möchte, den
bitte ich um das Handzeichen? – Gegenprobe.
– Enthaltungen? – Damit ist dieser Antrag abge-
lehnt.

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 22, Druck-
sache 20/411, Antrag der FDP-Fraktion: Alternati-
ve Wohnformen auf rechtsstaatlicher Grundlage
ermöglichen – Änderung des Wohnwagenge-
setzes.

[Antrag der FDP-Fraktion:
Alternative Wohnformen auf rechtsstaatlicher
Grundlage ermöglichen – Änderung des Wohn-
wagengesetzes
– Drs 20/411 –]

Hierzu liegen Ihnen als Drucksachen 20/527, 20/
528 und 20/529 Anträge der Fraktionen DIE LIN-
KE, der CDU sowie der GAL vor.

[Antrag der Fraktion DIE LINKE:
Alternative Wohnformen ermöglichen – Ände-
rung des Wohnwagengesetzes
– Drs 20/527 –]

[Antrag der CDU-Fraktion:

Wohnen in Wohnwagen, Änderung des Ham-
burgischen Wohnwagengesetzes
– Drs 20/528 –]

[Antrag der GAL-Fraktion:
Alternative Wohnformen auf rechtstaatlicher
Grundlage ermöglichen
– Drs 20/529 –]

Die CDU-Fraktion möchte alle vier Drucksachen an
den Stadtentwicklungsausschuss überweisen.

Wird das Wort gewünscht? – Herr Ritter hat das
Wort und ich bitte das Plenum um Aufmerksam-
keit.

Finn-Ole Ritter FDP:* Frau Präsidentin, meine Da-
men und Herren! Die Freiheit des einen endet da,
wo die Freiheit des anderen beginnt. In einem
modernen Rechtsstaat beinhaltet die Freiheit der
einen, aber auch die der anderen, den nötigen
Schutz zu erfahren. Das heißt konkret, dass es
möglich sein muss, ohne staatliche Gängelung ei-
nem individuellen Lebensmodell zu folgen. Dazu
gehört aus unserer Sicht auch ein Recht auf die
freie Wahl der Wohnform.

(Glocke)

Vizepräsidentin Kersten Artus (unterbrechend):
Herr Ritter, entschuldigen Sie bitte, dass ich Sie
unterbrechen muss. Ich bitte, die Gespräche drau-
ßen auf dem Flur zu führen, aber nicht hier im
Raum.

(Christiane Schneider DIE LINKE: Oder hier
zuzuhören!)

Fahren Sie bitte fort.

Finn-Ole Ritter (fortfahrend): – Genau, man kann
mir auch zuhören. Danke, Frau Schneider.

Meine Damen und Herren! Wir sind in Hamburg
auf diesem Gebiet nicht auf der Höhe der Zeit. Das
hamburgische Wohnwagengesetz ist eine Hambur-
gensie mit Seltenheitswert. Eine inkonsequente
Gesetzesänderung durch Rot-Grün Ende der
Neunzigerjahre machte Bauwagenplätze möglich,
erklärte sie aber gleichzeitig zum Auslaufmodell.
Das Ergebnis war eine Aushöhlung des Rechts-
staats durch immer wieder verlängerte Duldungen,
und das über ein Jahrzehnt. Dabei muss doch gel-
ten: Wenn ein Rechtsstaat sich selbst nicht ernst
nimmt, bekommt er bei seinen Bürgern ein Akzep-
tanzproblem.

(Heike Sudmann DIE LINKE: Bei den Bürge-
rinnen nicht?)

– Natürlich, Frau Sudmann, bei den Bürgerinnen
auch.

Und dann wird der Rechtsstaat auch an anderer
Stelle nicht mehr ernst genommen. Um dem entge-
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genzuwirken, war eine Räumung des
Bambule-Platzes in der Vergangenheit unaus-
weichlich. Es hatte sich bereits eine Dunkel-
grau-Zone entwickelt, vor allem im Hinblick auf
Umweltschutz und Entsorgungsfragen, eine Folge
von fehlender rechtlicher Sicherheit. Auch um Ord-
nung bemühte Betreiber sind ohne diese Sicher-
heit in einer andauernd schwierigen Lage. Die Ver-
waltung wird durch Befristungen und Duldung dau-
erhaft belastet, der Willkür von Behörden werden
Tür und Tor geöffnet. Schon 2003 haben wir als
FDP beschlossen, dort anzusetzen, wo die eigent-
lichen Probleme liegen, nämlich bei der inkonse-
quenten Rechtslage und der dahinter stehenden
Unsitte, die Bürger zu gängeln. Wir meinten in den
Debattenbeiträgen der vorletzten Sitzung dieses
Hauses, Ansätze für mehr Toleranz erkennen zu
können. Bei der großen Fraktion und bei der nicht
mehr ganz so großen Fraktion

(Karl-Heinz Warnholz CDU: Was?)

konnten wir dieses nicht mehr finden.

Zum Zusatzantrag der LINKEN ist zu sagen, dass
die völlig ungeregelte Freigabe auch auf Privat-
grund von uns abgelehnt wird. Entsprechende
Wohnformen würden so im großstädtischen Bal-
lungsraum zu vielfältigen Nutzungskonflikten eska-
lieren. Bauwagenbewohner würden gegenüber
herkömmlichen Wohnraumnutzern baurechtlich pri-
vilegiert werden. Schon das Märchen vom Fischer
un sine Fru zeigt, wer zu viel will, bekommt am En-
de gar nichts. Eine Ausweitung unseres Antrags ist
gewiss für die Durchsetzbarkeit nicht förderlich,
denn im Ergebnis soll etwas für die Bauwagenbe-
wohner erreicht werden, Frau Möller.

Die GAL möchte heute einen Beschluss aus der
vorletzten Sitzung duplizieren, das ist auch nicht
schlecht. Wo soll da der Sinn sein? Zumindest wir
finden diesen Beschluss immer noch falsch. Es
kann nicht angehen, dass der Gesetzgeber die Re-
gierung auffordert, gefälligst seine Gesetze zu mis-
sachten. Sie machen den Rechtsstaat so zur Far-
ce, aber das geht nicht mit uns.

(Beifall bei der FDP)

Es ist bizarr, wenn Sie jetzt vom Senat einen Ge-
setzentwurf verlangen, den Sie in drei Jahren Re-
gierung nicht auf die Reihe bekommen haben. Wir
bitten alle Abgeordneten, bei der Aufhellung dieser
Dunkelgrau-Zone zu helfen und endlich mit unse-
rem Antrag eine sachgerechte Lösung anzusto-
ßen. – Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsidentin Kersten Artus: Danke schön.
– Der Abgeordnete Grote bekommt das Wort.

Andy Grote SPD:* Frau Präsidentin, meine Da-
men und Herren! Herr Ritter, die FDP möchte das

Wohnwagengesetz ändern und möchte Wohnwa-
genplätze als Regelwohnform einführen. Warum
eigentlich? Sie haben versucht, dies ein bisschen
deutlich zu machen.

(Christiane Schneider DIE LINKE: Warum
eigentlich nicht?)

– Dazu komme ich gleich.

Ich fand, dass diese Darlegung ein wenig im Ab-
strakten geblieben ist, und mir ist nicht ganz klar
geworden, ob Sie ein wirklich bestehendes Pro-
blem ansprechen,

(Heike Sudmann DIE LINKE: Offensichtlich!)

ein Problem, das real seit Jahren in Hamburg exi-
stiert und das sich seit 1999 ergeben hat. Wir ken-
nen alle den aktuellen Anlass, die Bauwagengrup-
pe Zomia braucht einen geeigneten Platz. Die mei-
sten von uns haben wohl ein Interesse daran,
einen solchen Platz zu finden, aber brauchen wir
dafür ein neues Gesetz?

(Christiane Schneider DIE LINKE: Ja!)

– Nein, das brauchen wir nicht.

Jeder weiß, dass dies eine hochbrisante und hoch-
sensible Materie ist, die wir mit rot-grüner Mehrheit
1999 sehr intensiv diskutiert und dann auf eine
neue Grundlage gestellt haben. Das ist sehr um-
fassend und sorgfältig debattiert worden. Das neue
Wohnwagengesetz – da bin ich anderer Auffas-
sung als Sie –, das wir 1999 bekommen haben,
hat sich im Grunde bewährt, denn es hat als
Grundlage für die fünf bestehenden Bauwagen-
plätze, die es in Hamburg gibt, funktioniert. Nie-
mand stellt diese Plätze heute infrage. Das Gesetz
würde auch als Grundlage für einen sechsten Platz
funktionieren, wenn wir einen geeigneten Ort fin-
den. Das ist keine Frage der gesetzlichen Grundla-
ge oder nur nachgeordnet, es ist eine politische
Aufgabe für uns alle. Die GAL hat das beim letzen
Mal zutreffend beschrieben und gesagt, dass wir
eine politische Lösung bräuchten; das ist richtig.
Es geht bei dem Thema Bauwagenplätze in aller
Regel um eine sehr sorgfältig zu suchende, klug zu
suchende und zu verhandelnde politische Lösung.
Das brauchen wir und daran arbeiten wir mit Hoch-
druck. So, wie es aussieht, werden wir auch erfolg-
reich sein. Ich hoffe es jedenfalls sehr. Sollten wir
nicht erfolgreich sein, wird das Wohnwagengesetz
jedenfalls nicht der Grund sein.

Das rot-grüne Gesetz, auf dessen Grundlage wir
jetzt arbeiten, bringt die schwierige Balance, mit
der wir es zu tun haben, in ein vernünftiges Gleich-
gewicht, nämlich Wohnwagenplätze als alternative
Wohnform nicht auszuschließen, sondern einen
Spielraum zu geben. Aber es soll nicht als Regel-
wohnform flächendeckend in Hamburg etabliert
werden. Man muss in jedem Einzelfall schauen
und nach einer interessengerechten Lösung su-
chen. Das hat in den letzten zwölf Jahren im We-
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sentlichen funktioniert, wir halten das auch weiter-
hin für richtig. Ich habe in den letzten Jahren von
niemandem einen wirklich intensiven Änderungs-
bedarf oder Initiativen in dem Bereich wahrgenom-
men. Das heißt, eine Änderung des Gesetzes er-
gibt nur Sinn, wenn man etwas grundsätzlich und
wirklich anderes will als die jetzige, sensible und
einzelfallbezogene Lösung. Wenn man das will,
dann ergibt es nur einen Sinn, wenn man über die
bestehende Größenordnung, die wir jetzt haben,
deutlich hinausgehen will. Dann muss man auch
sagen, welche Vorstellungen man hat in einer
Stadt wie Hamburg. Was ist Ihre Vorstellung, wie
viele Bauwagenplätze brauchen wir? Zehn, 20, 30
oder 50? Nur wenn man in solche Dimensionen
geht, braucht man ein neues Gesetz. Ich glaube,
dass das schwierig ist und dass wir uns mit einer
solchen Ausweitung wahrscheinlich mehr Proble-
me schaffen, als wir lösen können. Deswegen wür-
den wir weiter Bauwagen- und Wohnwagenplätze
als alternative Wohnform ermöglichen auf der jetzi-
gen Grundlage, aber eben nicht als Regelwohn-
form, weil wir das für nicht überzeugend halten.

Zu den Problemen, die wir uns damit schaffen
könnten, zählt natürlich, dass wir bei einer deutli-
chen Ausweitung erhebliche Konflikte vor Ort be-
kommen werden, wie wir sie in der Vergangenheit
auch schon hatten. Diese muss man vermeiden,
um die Akzeptanz für die bestehenden Bauwagen-
plätze oder für einzelne, auch neue Bauwagenplät-
ze zu erhalten. Das ist an dieser Stelle wichtig.

Wir haben natürlich auch das Problem, geeignete
Flächen wirklich zu identifizieren. Sie sagen, es
müssen dauerhafte Plätze sein, als dauerhafte
Wohnform brauchen wir dort dauerhafte Lösungen.
Dann müssen das aber Flächen sein, die zum
Wohnen geeignet sind. Wenn wir aber solche Flä-
chen in Hamburg haben, dann wollen wir dort
Wohnungsbau machen. Das hat Vorrang vor der
Ausweisung für Wohnwagenplätze.

(Beifall bei der SPD)

Natürlich müssen wir auch der Realität ins Auge
sehen, dass nämlich die Interessenten, die wir be-
kommen, wenn wir das Angebot deutlich auswei-
ten, nicht immer dem sympathischen Bild der Bau-
wagenbewohner entsprechen, die sich eine frei ge-
wählte, selbst gesuchte Wohnform, wie das bei der
Gruppe Zomia der Fall ist, suchen, sondern es wird
natürlich auch ganz andere Interessentengruppen
geben. Das kann man sich leicht ausmalen und es
wird auch sozialpolitische Fragestellungen aufwer-
fen, die dort existieren, wo es das im großen Um-
fang gibt. Es gibt Länder, wo das relativ frei mög-
lich ist, wo es große Trailer-Parks,
Wohnwagen-Parks gibt und wo das eine etablierte
Wohnform für ganze Gruppen und Schichten der
Bevölkerung ist. Sie haben nicht das im Kopf, aber
Sie müssen das einfach zu Ende denken, wenn
Sie sagen, es werde eine Regelwohnform.

(Karl-Heinz Warnholz CDU: Mit Lagerfeuer!)

Das soll es nicht sein, sondern wir sollten auf der
Grundlage, die wir haben, einzelfallbezogen und
sensibel weiterarbeiten. Wir wollen weiterhin in
Fällen, wie wir sie bisher schon erfolgreich umge-
setzt haben, und auch in Fällen wie der Bauwa-
gengruppe Zomia, Lösungen suchen und einen
Platz für diese Wohnformen in Hamburg einräu-
men, aber keine Debatte über eine komplette Libe-
ralisierung in diesem Bereich führen, weil das mehr
schadet als nützt.

Die FDP überblickt die möglichen Folgen nicht
komplett und insofern werden wir diesen Antrag
und die weiteren Anträge, die erstaunlicherweise,
ausgelöst durch die FDP-Initiative, ganz plötzlich
auf die Tagesordnung gekommen sind, ablehnen.
– Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Kersten Artus: Danke schön.
– Der Abgeordnete Hamann hat das Wort.

Jörg Hamann CDU:* Frau Präsidentin, meine Da-
men und Herren! Herr Kollege Grote, Respekt, das
war natürlich keine einfache Situation für Sie, das
wissen wir alle. Und ohne ein schon vielfach zitier-
tes Wort noch einmal zu benutzen,

(Jens Kerstan GAL: Alle haben um den hei-
ßen Brei herumgeredet!)

den Preis fürs Rumgeeiere haben Sie heute be-
kommen.

(Beifall bei der CDU, der GAL und der LIN-
KEN – Vizepräsident Dr. Wieland Schinnen-
burg übernimmt den Vorsitz.)

Wir wissen natürlich alle, dass Ihr Parteifreund
– bei Ihnen heißt das Genosse – aus
Hamburg-Mitte, Bezirksamtsleiter Schreiber, sich
ganz weit aus dem Fenster gehängt und gesagt
hat, wir räumen das Ding und das wird schneller
geräumt, als es da gestanden hat. Nun steht es
schon länger, das gefällt ihm nicht, er versucht na-
türlich Druck zu machen und Sie versuchen dann
alle in Ihrer Fraktion, das zusammenzukneten; das
ist dann eben die Last der Regierung. Wir haben
heute schon wiederholt von Ihrem Senat gehört,
wie sehr man unter dieser Last der Regierung zur-
zeit leidet und welche Probleme das zur Folge hat.
Sie würden wahrscheinlich gerne dem Gesetzes-
entwurf zustimmen, dürfen es aber parteiintern
nicht.

Von daher wäre es eigentlich Aufgabe der Senato-
rin gewesen, die Sie in diversen Debatten, als sie
hier stand und wenig zu sagen wusste, so tapfer
verteidigt haben, jetzt Ihnen als Fraktion zur Seite
zu springen und zu sagen, ich erkläre ihnen das,
wir machen das so, wir finden eine gute Lösung
und dann präsentieren wir das Ergebnis und alle
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sind damit zufrieden. Das ist doch in etwa der
Sprachgebrauch, den wir bisher von der Senats-
bank hören, wenn es Probleme gibt. Da könnte sie
Ihnen doch jetzt wirklich helfen, Sie haben ihr doch
so oft geholfen.

(Beifall bei der CDU, der GAL und vereinzelt
bei der FDP)

Deshalb hoffe ich, dass die Frau Senatorin die Ge-
legenheit nutzt und zu dem Thema gleich noch et-
was sagt, denn ich habe gehört, dass die Gruppe
Zomia, die in Teilen heute in der Zuhörerschaft
vertreten ist, auch Sie, Frau Senatorin, eingeladen
hat, sich das vor Ort einmal anzuschauen. Ich ha-
be mir die Mühe auch gemacht und muss sagen,
die Schrecken hielten sich in der Tat in Grenzen.
Man kann sich durchaus vorstellen, dort einen dau-
erhaften Platz für diese Gruppe zu finden.

Grundlage dafür ist aber

(Andy Grote SPD: Das ist abhängig von Ih-
rer Inspektion!)

– da haben die Kollegen von der FDP völlig recht
und das entspricht auch unserem Antrag, Herr Kol-
lege Grote –, dass man sich bemüht, eine ordentli-
che gesetzliche Grundlage dafür zu finden und al-
les einfach einmal regelt.

(Andy Grote SPD: Haben Sie das zehn Jah-
re nicht gemacht?)

– Ja, wir haben es zehn Jahre nicht gesagt.

Eine viel klügere Frau, die in dieser Stadt einmal
Senatorin war, hat in einer Rede gesagt – das ha-
be ich mir gemerkt –, dass der beste Zeitpunkt
zum Anfangen gestern gewesen sei, dass wir den
verpasst hätten und dass der zweitbeste heute wä-
re. Also machen wir es heute, das ist doch eine gu-
te Gelegenheit, regeln wir einfach die Situation.

(Beifall bei der CDU, der GAL und der FDP)

Es ist vielleicht nicht der beste Moment, der wäre
sicherlich schon Ende der Neunzigerjahre gewe-
sen. Da konnten Sie sich parteiintern nicht mit den
Grünen einigen, wir haben vorhin schon gemerkt,
dass Regieren wohl für Sie immer Qual ist.

(Heiterkeit bei der GAL)

Jetzt haben wir die Gelegenheit, etwas zu machen.
Wir haben dazu bestimmte Vorstellungen und die
haben wir Ihnen in unserem Antrag mit auf den
Weg gegeben. Dann können wir das endlich alles
vernünftig regeln und müssen keine Einzelfallent-
scheidungen pro Nase treffen, nämlich, welcher
Bauwagenplatz welchem Bezirksamtsleiter nun
warum gefällt oder nicht gefällt, und warum er nun
meint, der dürfte dort bleiben und da müsste er
weg. Dann haben wir endlich das, was wir in dieser
Stadt eigentlich immer und überall anstreben: ein
vernünftiges Gesetz. Wir behandeln alle auf ge-
setzlicher Grundlage, machen das fair und ordent-

lich und dann kommen wir zu einem guten Ergeb-
nis. Insofern sollten Sie sich einen Ruck geben
– die Frau Senatorin wird Ihnen vielleicht gleich
noch helfen, indem sie ein paar Worte sagt –

(Hans-Detlef Roock CDU: Das glaube ich
nicht!)

und einfach den Anträgen zustimmen. Es sind rich-
tige Anträge und es ist eine gute Sache. – Vielen
Dank.

(Beifall bei der CDU, der GAL und der FDP)

Vizepräsident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank, Herr Hamann. – Das Wort hat Frau Möller.

Antje Möller GAL: Herr Präsident, meine Damen
und Herren! Herr Hamann, in Wirklichkeit ist das
alles noch schlimmer. Es darf nicht nur nicht zuge-
stimmt werden, es darf noch nicht einmal überwie-
sen werden und das ist das bitterste Ergebnis,
schon bevor wir mit dieser Debatte zu Ende sind,
weil alleine die Beiträge meiner Vorredner bereits
deutlich gemacht haben, wie vielfältig die Aspekte
sind, die sich um dieses Wohnwagengesetz ran-
ken. Da hat die SPD ihre eigene Geschichte, da
haben wir mit der SPD unsere eigene Geschichte,
da hat die CDU eine eigene Entwicklungsgeschich-
te, die ganz wunderbar dargestellt wurde.

(Beifall bei der GAL)

Die FDP hat selbstverständlich auch eine eigene
Geschichte, das haben wir schon oft gehört, eine
außerparlamentarische, aber auch eine Geschich-
te, den rechtstaatlichen Ansatz.

(Heiterkeit bei der GAL)

Wir brauchen dazu eine Debatte im Ausschuss,
das ist das einzige, was uns weiterhilft.

(Beifall bei der GAL, der FDP und vereinzelt
bei der CDU)

Das jetzt gültige Gesetz hat tatsächlich etwas vom
Ausländerrecht. Es ist eher ein Abwehrrecht als ei-
nes, das diese Wohnform begrüßt. Es sagt auch
eher, dass wir alles verhindern und möglichst
schnell wieder beenden müssen, statt zu sagen,
dass sich daraus für bestimmte Quartiere, für be-
stimmte Stadtteile, für bestimmte Flächen etwas
entwickeln könnte, die man sonst gar nicht nutzen
kann. Diese Debatte müssen wir im Ausschuss
führen, meine Damen und Herren, dazu reicht un-
sere Redezeit nicht aus.

(Beifall bei der GAL und bei Heike Sudmann
und Mehmet Yildiz, beide DIE LINKE)

Die SPD sagt aber an dieser Stelle sehr deutlich,
wenn auch zugegebenermaßen ein bisschen ge-
quält – da gebe ich Herrn Hamann recht, dass das
Herrn Grote wahrscheinlich nicht ganz leicht gefal-
len ist –, sie wolle über dieses Thema gar nicht re-
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den. Herr Grote hat gesagt, wenn ich das richtig
mitgeschrieben habe, es sei ein hochbrisantes
Thema. Was ist an diesem Thema hochbrisant?
Sie haben die Antwort darauf nicht gegeben.

(Andy Grote SPD: Das merken Sie doch
schon an der Debatte!)

Sie haben dann plötzlich von der Bevölkerung ge-
sprochen, die sich dagegen wehren könnte. Woge-
gen? Dagegen, dass wir ein klares Gesetzeswerk
entwickeln, das bestimmte Dinge sachlich-fach-
lich-rechtlich richtig regelt? Die Bevölkerung wehrt
sich, wenn irgendwo ein Kindergarten errichtet
werden soll, wenn Sie Ihre vielfältigen Wohnprojek-
te umsetzen wollen, wenn Gewerbegebiete zu
Wohnungsbau umgewandelt werden – ganz egal.
Deswegen muss man die Debatte zu diesem The-
ma führen und genau das verweigern Sie.

Noch einmal: Es gibt keine Ausschussüberweisung
für keinen dieser Anträge; Sie könnten sich doch
einen aussuchen. Den Antrag, der Ihnen am näch-
sten ist oder den Sie am besten finden, überwei-
sen Sie. Sie werden sehen, Sie bekommen die Zu-
stimmung des ganzen Hauses.

(Beifall bei der GAL, der CDU, der FDP und
der LINKEN)

Da würde ich sogar akzeptieren, dass der GAL-An-
trag abgelehnt wird. Natürlich haben wir in Punkt 1
noch einmal darauf verwiesen, warum wir eigent-
lich einen aktuellen Debattenanlass zu diesem
Thema haben. Wir haben nämlich ein aktuelles Be-
gehren einer Gruppe von Menschen, die im Bau-
wagen leben und in dieser Stadt bleiben wollen
und auch am liebsten an dem Platz, der nach mo-
natelanger Suche einvernehmlich als Zwischenlö-
sung gefunden wurde. Das haben wir zu diskutie-
ren und daraus sollte sich eigentlich ganz selbst-
verständlich eine Debatte um das hamburgische
Wohn- und Bauwagengesetz entwickeln.

Dieser Schritt ist ganz leicht und ehe wir in die in-
haltlichen Details einsteigen – das will ich gerne in
der zweiten Runde tun, wenn kein Signal von der
SPD kommt –, bitte ich noch einmal darum, ganz
schnell in sich zu gehen und wenigstens einen die-
ser Anträge zu überweisen, damit wir dann mit
dem nötigen Expertinnen- und Expertensachver-
stand im Ausschuss zu einem angebrachten
rechtskonformen und modernen Bau- und Wohn-
wagengesetz kommen. – Vielen Dank.

(Beifall bei der GAL, der CDU, der FDP und
der LINKEN)

Vizepräsident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank, Frau Möller. – Das Wort hat Frau Schneider.

Christiane Schneider DIE LINKE: Meine Damen
und Herren, Herr Präsident! Mit den vorliegenden
Anträgen bestünde die Chance, ein für die Stadt

Hamburg wenig rühmliches Kapitel ein für alle Mal
zu beenden. Sie haben verschiedene Geschichten
erzählt, Frau Möller, aber es gibt vor allem eine
Geschichte, nämlich die Geschichte der Bauwa-
genplätze.

Seit über zwei Jahrzehnten hat sich in Hamburg
– das will ich doch kurz in Erinnerung rufen –, wie
in vielen anderen Orten der Bundesrepublik
Deutschland, eine Bewegung herausgebildet, mal
stärker, mal schwächer, die alternative Lebensstile
und damit verbunden alternative Wohnformen
praktiziert: die Szene der Bauwagenbewohnerin-
nen und -bewohner. Sie verbinden damit in aller
Regel einen sozialen und politischen Anspruch.
Sie setzen sich mit der Vereinsamung und Verein-
zelung, gerade in der Großstadt, auseinander, mit
der Konsumorientierung der Gesellschaft und dem
Eingezwängtsein in vorgefertigte Lebensformen.
Man muss ihre kritischen Ansätze und ihre
Schlussfolgerungen nicht teilen, aber es gibt nicht
einen einzigen Grund, ihren alternativen Lebensstil
und ihre alternativen Wohnformen nicht zu akzep-
tieren und zu respektieren.

(Beifall bei der LINKEN und bei Christa
Goetsch GAL)

Das Leben auf Bauwagenplätzen muss endlich als
eine von vielen möglichen Wohn- und Lebensfor-
men anerkannt werden, und genau darum geht es,
Herr Grote.

(Beifall bei der LINKEN und bei Christa
Goetsch GAL)

So alt wie die Bestrebungen, in Bau- beziehungs-
weise Wohnwagen zu leben, sind die staatlichen
Versuche, diese alternative Lebens- und Wohn-
form zu unterdrücken. Dieses Streben, alternative
Ansätze zu unterdrücken, entspringt autoritären
Ordnungsvorstellungen, und diese haben sich in
dem alten Wohnwagengesetz von 1959 niederge-
schlagen und sind auch aus der Novelle von 1999
nicht getilgt. Dieses Gesetz hat unter anderem die
Handhabe für die gewaltsame Räumung des Bau-
wagenplatzes Bambule geliefert und es liefert die
Handhabe für die Räumungsdrohungen gegen den
Bauwagenplatz Zomia.

Nun wäre es unseres Erachtens am besten, man
könnte dieses ganze unselige Hamburger Wohn-
wagengesetz ersatzlos streichen. Eine ersatzlose
Streichung wirft jedoch Probleme auf, wie ein Blick
auf die Rechtsprechung, beispielsweise des Ober-
verwaltungsgerichts Berlin, zeigt. Danach sind
nämlich Bauwagenplätze grundsätzlich illegal, weil
sie mit dem Bauplanungsrecht nicht zu vereinba-
ren sind. Selbst wenn sie von der Stadt geduldet
werden – sie wären immer von der Duldung ab-
hängig –, können sie von Nachbarschaften, ohne
dass es einen Konflikt mit der Stadt gibt, wegge-
klagt werden, wie die Praxis in Berlin zeigt. Ein Ar-
gument ist zum Beispiel, dass jemand investieren
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will, ein Bauwagen die Grundstücke aber entwertet
und es sich dann nicht lohnt.

Deswegen wäre eine Reform des Bauplanungs-
rechts notwendig. Diese steht aber nicht in unserer
Macht und deshalb schlagen wir eine Änderung
des Hamburger Wohnwagengesetzes vor. Es ist
zweifellos ein Verdienst der FDP, dass sie die No-
vellierung des Gesetzes überhaupt auf die Tages-
ordnung gesetzt hat. Ihr Antrag ist uns jedoch mit
einer zu heißen Nadel gestrickt und zu wenig weit-
reichend. Das nach Ihrem Vorschlag geänderte
Wohnwagengesetz bliebe nämlich restriktiv.

Mir ist völlig unbegreiflich, wie Sie einerseits sa-
gen, dass diese Wohnform anerkannt werden müs-
se, andererseits aber dann dafür eintreten, dass
die Unverletzlichkeit der Wohnung für diese Wohn-
form eingeschränkt ist. In Paragraf 7 des Wohnwa-
gengesetzes steht nämlich ausdrücklich, dass für
Bauwagenplätze die Unverletzlichkeit der Woh-
nung nur eingeschränkt gilt. Es ist uns unbegreif-
lich, warum Sie zum Beispiel diesen Passus nicht
gestrichen haben wollen; das ist in unserem Antrag
anders.

Weil Sie zu viel restriktive Regelungen einfach drin
behalten, weil Sie das Gesetz nicht von vorne bis
hinten durchgelesen und durchgearbeitet haben,
sondern einfach etwas ändern wollten, haben wir
einen Zusatzantrag gemacht, der das Gesetz so
weit wie möglich von den Regelungen befreit, die
einen autoritären Geist ausströmen und die alter-
nativen Wohn- und Lebensformen des Bauwagen-
platzes einengen.

Für mich ganz erstaunlich ist, dass die CDU sich
deutlich bewegt hat.

(Beifall bei Antje Möller GAL)

Immerhin erkennt sie – man höre und staune, ich
komme aus dem Staunen gar nicht mehr heraus,
nachdem ich Sie gehört habe, Herr Hamann – die
alternative Wohnform des Wohnens in Bauwagen
an. Welch ein Schritt von der Räumung von Bam-
bule bis zu diesem Zusatzantrag.

(Beifall bei der GAL und bei Mehmet Yildiz
DIE LINKE)

Sie haben recht, der bessere Zeitpunkt wäre
gestern gewesen, aber heute ist auch noch ein gu-
ter Zeitpunkt. Wir werden Ihrem Antrag übrigens,
wenn unserer abgelehnt wird, auch zustimmen.

Die GAL hat ebenfalls einen Antrag gestellt, der et-
was schwächlich ist und mit noch heißerer Nadel
gestrickt ist als bei der FDP. Wir werden aber auch
diesem Antrag zustimmen, wenn es zur Abstim-
mung kommt. Wir treten aber dafür ein, dass alle
vorliegenden Anträge an den Ausschuss überwie-
sen werden, damit wir das, was angesprochen
wurde – und das war eine ganze Menge –, in Ruhe
diskutieren können.

Und – Frau Möller hat es angesprochen, ich will es
auch ansprechen – was macht die SPD, kaum
dass sie von der Opposition zur Mehrheitspartei
wurde? Fast schon fassungslos haben wir vernom-
men, dass die SPD die Überweisung und damit
überhaupt eine Diskussion verweigert. Wir erinnern
uns gut an die Regierungserklärung des Bürger-
meisters, in der er versprach, dass sachliche Argu-
mente der Opposition beim Senat auf offene Oh-
ren stoßen.

(Jan Quast SPD: Wir sind aber nicht der Se-
nat!)

Das mit den offenen Ohren stimmt: Da geht’s rein
und da geht’s raus. Dass sich die SPD selbst der
weiteren Diskussion verweigert, ist nichts als die
nackte Arroganz der Macht.

(Beifall bei der LINKEN, der CDU und ver-
einzelt bei der GAL)

Vizepräsident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank, Frau Schneider. – Das Wort hat Frau Su-
ding.

Katja Suding FDP: Herr Präsident, meine Damen
und Herren! Herr Grote, es geht in der Tat nicht um
ein Massenphänomen;

(Andy Grote SPD: Bisher nicht!)

das wird das Wohnen in Bauwagen wahrscheinlich
nie werden. Aber das ist doch gar kein Grund, nur
weil wir über kleine Fallzahlen reden, die rechts-
staatlichen Grundlagen zu verlassen und das auch
noch ganz bewusst. Das kann doch nicht Ihr Ernst
sein, liebe Kolleginnen und Kollegen von der SPD.

(Beifall bei der FDP und bei Norbert Hack-
busch DIE LINKE)

Wenn sich Bauwagenbewohner, Grundeigentümer
und die Stadt einig sind, warum sollte man dann
per Gesetz verbieten, in einem solchen Bauwagen
zu leben? Das ist absurd.

(Beifall bei der FDP, der GAL und bei Chri-
stiane Schneider DIE LINKE)

Liebe Kollegen von der SPD, gehen Sie doch ein-
mal in sich, begrenzen Sie den Schaden für die
gesamte Bürgerschaft und stimmen Sie zumindest
der Überweisung der Anträge an den Ausschuss
zu. – Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP, der CDU, der GAL und
der LINKEN)

Vizepräsident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank, Frau Suding. – Das Wort hat Herr Grote.

Andy Grote SPD:* Herr Präsident, meine Damen
und Herren, liebe Kolleginnen und Kollegen!
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(Dietrich Wersich CDU: Die Hoffnung stirbt
zuletzt!)

Es ist schon erstaunlich, wie der eine oder andere
sich positioniert und was man zu hören bekommt.
Das habe ich sehr genossen und interessiert zur
Kenntnis genommen. Um eines ganz klar zu sa-
gen: Natürlich verweigern wir uns keiner Diskussi-
on. Wir werden im nächsten Stadtentwicklungss-
ausschuss

(Vereinzelter Beifall bei der CDU und der
FDP)

genau über dieses Thema sprechen, weil wir näm-
lich den Antrag der GAL an den Ausschuss über-
wiesen haben. Dass wir, nachdem wirklich zehn
Jahre lang keiner den Bedarf für eine Gesetzesno-
velle gesehen hat,

(Christiane Schneider DIE LINKE: Doch!)

nun aufgrund der Initiative der FDP plötzlich, weil
keiner sich als Wohnwagenfreund überholen las-
sen möchte, vier fast gleichlautende Anträge ha-
ben, nun dringend das Gesetz zu novellieren, das
glauben Sie nicht ernsthaft.

Ich will gar nicht ausschließen, dass man sich auch
die gesetzliche Grundlage irgendwann noch einmal
anschauen und die Erfahrungen auswerten kann.
Aber im Moment haben wir ein ganz anderes Pro-
blem. Wir haben einen konkreten Fall zu lösen, wir
haben einen konkreten Platz zu suchen für eine
Bauwagengruppe und wenn es die nicht gäbe, gä-
be es die ganze Diskussion nicht.

(Dietrich Wersich CDU: Aber wir haben doch
keine Rechtslage!)

Das muss im Vordergrund stehen und dafür brau-
chen wir eine Lösung. Und für diese offene Frage
habe ich noch von keinem von Ihnen irgendeinen
Vorschlag oder irgendeine Antwort gehört. Das
hätte mich heute gefreut.

(Beifall bei der SPD)

Wir suchen diese Lösung.

(Dietrich Wersich CDU: Herr Schreiber
auch?)

Wir suchen sie sehr ernsthaft, mit sehr vielen Be-
teiligten auf allen Ebenen in der Hamburger Ver-
waltung und in der Politik und es hat selten so vie-
le Beteiligte gegeben, die sich um ein Problem ei-
ner Gruppe von 15 Menschen so intensiv küm-
mern, mit Recht.

(Jörg Hamann CDU: Bla, bla, bla!)

Das wird auch Erfolg haben, machen Sie sich da
keine Sorgen. Für das Problem, was Sie in der
letzten Legislaturperiode auch nicht gelöst haben,
Frau Möller, haben wir ein Provisorium gefunden.
Jetzt wollen wir aus dem Provisorium eine per-
spektivische, stabilere Lösung machen. Das ist un-

ser Anliegen und da würde ich mir Ihre Unterstüt-
zung wünschen.

(Beifall bei der SPD)

Wir werden dieses Problem natürlich, wenn wir es
im Ausschuss haben – das ist doch völlig klar, da-
für werden Sie schon sorgen –, in ausreichender
Breite diskutieren. Niemand will dieser Diskussion
ausweichen, die muss und wird es auch geben,
das ist völlig in Ordnung. Wir werden die Diskussi-
on im Ausschuss haben.

(Christiane Schneider DIE LINKE: Was
spricht denn gegen die Überweisung?)

Darüber hinaus bin ich natürlich auch berührt über
die Sorge und das Mitgefühl, die Sie mit unserer
Fraktion und mit mir zum Teil haben hinsichtlich
dessen, wie schwierig es für uns ist, diese Positio-
nen unter einen Hut zu bringen. Wenn ich mir das
anschaue, dann ist unsere Position deutlich ge-
schlossener und konsistenter als die der anderen
Beteiligten. Und die Partei, die in allererster Linie
Hilfe braucht, um eine geschlossene und vernünfti-
ge Position zu finden, ist die CDU, denn das, was
Sie veranstalten,

(Beifall bei Frank Wiesner SPD)

ist nun wirklich das Absurdeste von allem. Sie ha-
ben sich im Bezirk für die Bauwagen ausgespro-
chen, dann haben Sie vor drei Wochen in der Bür-
gerschaft eine flammende Rede gegen die Dul-
dung des Bauwagenplatzes Zomia gehalten, Herr
Vormizeele. Jetzt bringen Sie einen Antrag ein und
sagen, dass das alles auf eine breitere Grundlage
gestellt werden müsse. Nun haben Sie sich wieder
völlig anders positioniert.

(Hans-Detlef Roock CDU: Richtig! Ist doch
richtig! – Dirk Kienscherf SPD: Natürlich ha-
ben Sie das gemacht!)

Als wir die jetzige Fassung dieses Wohnwagenge-
setzes 1999 das letzte Mal diskutiert haben, viel-
leicht erinnern Sie sich daran, hat der Kollege Hes-
se – insofern wäre es schön gewesen, wenn er
sich zu Wort gemeldet hätte – zu dem damaligen
Gesetz von Rot-Grün Folgendes gesagt:

(Klaus-Peter Hesse CDU: Das ist aber
schon ganz lange her! – Heiterkeit bei der
SPD)

"Mit Ihrem Gesetzesvorschlag zum neuen
Wohnwagengesetz lassen Sie es zu, dass
viele Menschen weiterhin in Behausungen
leben, die zum größten Teil menschenun-
würdige Zustände aufweisen, in denen die
Gefahr von Krankheiten besteht und deren
Grundversorgung nicht gewährleistet ist.
[Deshalb] (…) sollte es keine rotgrün initiier-
te Gettoisierung in dieser Form geben. (…)
Durch zuviel Toleranz und Ignoranz wird das

Bürgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg - 20. Wahlperiode - 6. Sitzung am 18. Mai 2011 385

(Andy Grote)



Bauwagenproblem ausufern, und Getto-
stadtteile werden entstehen.

(…) Gewalt, Drogenhandel, Behinderungen
polizeilicher Ermittlungen dürfen nicht erneut
(…) belohnt werden."

(Beifall bei der SPD und bei Katharina Fege-
bank GAL)

Das war die Haltung der ach so liberalen CDU in
dieser Frage. Nach 12 Jahren kann man nun fest-
stellen – Herr Hesse, ich kann Sie beruhigen –,
dass sich Ihre Befürchtungen alle nicht bewahrhei-
tet haben. Das Wohnwagengesetz, was Sie da-
mals verteufelt und diffamiert haben, hat sich als
ordentliche Grundlage erwiesen. Aber dass Sie
nun sagen, alles sei viel zu restriktiv und wir müs-
sten das ausweiten, ein paar Wochen, nachdem
Sie nicht mehr regieren, ist eine Haltung, von der
ich nicht weiß, wem Sie die überhaupt erklären
wollen. – Vielen Dank.

(Lang anhaltender Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank, Herr Grote. – Das Wort hat Frau Möller.

Antje Möller GAL: Herr Grote, das war eine sehr
besondere Einlage, aber Sie haben vielleicht ge-
merkt, dass Sie die einzige Fraktion sind, vielleicht
sogar die einzige Person, die sich nicht weiterent-
wickelt hat.

(Beifall bei der GAL, der CDU, der FDP und
der LINKEN)

Sie sind stehen geblieben.

(Dirk Kienscherf SPD: Aber Sie haben sich
in den letzten drei Monaten erstaunlich ent-
wickelt! – Andy Grote SPD: Bis vor zwei Wo-
chen hatten Sie diese Initiative auch noch
nicht!)

Bei den Debatten, die damals mit dem Kollegen
Bausenator Wagner geführt worden sind – ob Sie
nun Herrn Hesse von früher zitieren, den Kollegen
Wagner oder andere –, war eines identisch: Ihre
Vision zu Bauwagen. Wir sind 12 Jahre weiter und
befinden uns in einer stadtpolitischen Debatte, die
erkannt hat, dass das Wohnen vielfältigere Formen
hat, als die SPD es sich jemals vorstellen wird.

(Beifall bei der GAL, der CDU und der LIN-
KEN)

Was der Anlass dieser Debatte ist und warum wir
nicht schon in den letzten drei Jahren an das Bau-
wagengesetz herangegangen sind, sage ich Ihnen.
Es gibt eine sich rasant entwickelnde Debatte im
Bereich der Stadtentwicklungspolitik, wie sie aus-
sehen soll, wo man Platz für Zwischennutzungen
braucht, für Kultur, für Sport, für andere Wohnfor-
men,

(Andy Grote SPD: Die gab es in den letzten
drei Jahren nicht, Frau Möller?)

für das Leben und die Vielfalt des Lebens an sich
in dieser Stadt.

Im November ist die schwarz-grüne Koalition plötz-
lich in die Situation gekommen, auf eine Aufforde-
rung einer kleinen Gruppe von Menschen zu rea-
gieren. Da ist es tatsächlich mithilfe auch der SPD
gelungen, zumindest der Kolleginnen und Kollegen
vor Ort, zu einer Lösung zu kommen. Man hat mit-
einander gesprochen; die bezirklichen und die be-
hördlichen Ebenen haben miteinander gespro-
chen.

(Andy Grote SPD: Und das wird auch weiter-
hin so sein!)

– Nein, Herr Grote, das tun sie nicht mehr, Sie ha-
ben diesen Weg verlassen. Sie haben mit einem
Kreis geredet, in den die Runde der Bauwagenbe-
wohnerinnen und -bewohner nicht einbezogen
war. Noch vor 14 Tagen haben Sie vehement be-
stätigt, dass der Stadtentwicklungsausschuss die
Entscheidung treffen und mit allen reden werde.

(Dirk Kienscherf SPD: Ach, Frau Möller, Ihre
Schwarz-Weiß-Malerei bringt uns nicht wei-
ter!)

Sie erinnern sich vielleicht an die Debatte.

(Dirk Kienscherf SPD: Wir haben gesagt, wir
werden vorher nicht räumen!)

Sie hatten vielleicht die "Bild"-Zeitung dabei, denn
die "Bild"-Zeitung hat heute berichtet, es gäbe
einen Geheimplan und einen Vorschlag.

(Dirk Kienscherf SPD: Ist doch die Unwahr-
heit!)

Aber Sie verlassen den vereinbarten Weg, der in
den letzten Monaten dazu geführt hat, dass die
Debatte zum Thema Wohnen in Bauwagen – ist
das nun eine alternative Form oder das Schreck-
gespenst, das die SPD noch einmal so schön skiz-
ziert hat – sich so verändert hat, dass wir zum er-
sten Mal seit vielen Jahren einvernehmlich die
Chance hätten, und zwar nicht gegen den Bürger-
und Bürgerinnenwillen, denn in Wilhelmsburg gibt
es vor Ort keinen Widerstand gegen diesen Platz,

(Andy Grote SPD: Wann waren Sie denn da
zuletzt?)

eine Lösung für die Bauwagengruppe, die aktuell
einen Platz braucht, zu finden und auch das Ge-
setz, das einer dringenden Novellierung bedarf, zu
ändern.

(Beifall bei der GAL, der LINKEN, vereinzelt
bei der CDU und bei Finn-Ole Ritter FDP)

Vizepräsident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank, Frau Möller. – Das Wort hat Herr Grote.
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Andy Grote SPD:* Frau Möller, bei aller Freund-
schaft, beim letzten Mal haben Sie eine sehr sach-
liche, ernsthafte und auf das konkrete Problem be-
zogene Rede gehalten.

(Dirk Kienscherf SPD: Das stimmt! Muss
man mal sagen!)

Wir haben letztes Mal eine Position gefunden, die-
se Position haben aber nicht wir verlassen, son-
dern Sie, Frau Möller. Wir haben beim letzten Mal
über Ihren Antrag und über die Frage gesprochen,
wie es mit der Bauwagengruppe Zomia weitergehe
und wie eine politische Lösung aussähe. Wir ha-
ben gesagt, dass wir dieses Problem lösen wollen,
und weil wir es in dem Moment nicht lösen konn-
ten, wollen wir Ihren Antrag an den Stadtentwick-
lungsausschuss überweisen,

(Dirk Kienscherf SPD: Genau!)

um ein Zeitfenster zu öffnen, eine politische Lö-
sung zu suchen. Und in dieser Zeit werden vor Ort
keine Fakten geschaffen. Das war die politische
Verabredung und die wird 1:1 eingehalten. Wir su-
chen nach der Lösung und werden diese mit hoher
Wahrscheinlichkeit finden. Wir werden das auch
bis zur Ausschusssitzung gelöst bekommen müs-
sen. In der Zeit werden vor Ort keine vollendeten
Tatsachen geschaffen, es wird nichts im Hinblick
auf eine Räumung unternommen.

Sie zetteln jetzt eine ganz neue Debatte an, die
noch nicht einmal Ihnen eingefallen ist, sondern
der FDP.

(Antje Möller GAL: Macht nichts!)

Und Sie haben jetzt das Gefühl, dass es nicht sein
kann, dass die FDP Sie in der Bauwagenszene
überholt, Sie müssten auch einmal das Thema
Wohnwagengesetz thematisieren. Das haben Sie
in den letzten zehn Jahren nicht gemacht und das
haben Sie in den letzten drei Jahren in der Regie-
rungsverantwortung nicht gemacht. Haben Sie da
nichts mitbekommen von den Dingen, die sich in
der Stadtentwicklung tun,

(Farid Müller GAL: Was ist das denn für eine
Logik?)

von der Vielfalt, von den bunten Szenen? Das ha-
ben Sie uns doch hundert Mal vorgetragen.

(Jens Kerstan GAL: Wo ist das Problem,
was zu machen?)

– Es gibt kein Problem, das dazu führen muss, das
Wohnwagengesetz jetzt anzufassen, und Sie wis-
sen das in Wahrheit genau, denn sonst hätten Sie
es natürlich schon vor drei Jahren, vor drei Mona-
ten oder spätestens vor drei Wochen hier einge-
bracht. Das haben Sie nicht und insofern ist es
schlicht unseriös, das an dieser Stelle so aufzubla-
sen. – Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank, Herr Grote. – Das Wort hat Frau Schneider.

Christiane Schneider DIE LINKE: Herr Grote, al-
lein die Tatsache, dass es eine neue Bauwagen-
gruppe gibt, sollte doch die Bürgerschaft dazu füh-
ren, zu überlegen, ob es nicht wirklich an der Zeit
ist, diese Wohnform rechtlich anzuerkennen. Es
gibt tatsächlich einen Grund und der Grund sitzt
jetzt da oben.

Sie wollen aber nicht überweisen und das verstehe
ich nicht. Ich kann mich an Tausende von Gesprä-
chen erinnern, als Sie in der Opposition waren, wie
Sie es kritisiert haben, dass die CDU, dann auch
mithilfe der GAL, Überweisungsanträge abgelehnt
hat. Und jetzt können wir weiter in der Bürgerschaft
über die Frage der Anerkennung dieser Wohnform
diskutieren oder nicht, und Sie sagen einfach nein.
Ich wiederhole mich: Das ist wirklich die Arroganz
der Macht.

(Beifall bei der LINKEN und bei Antje Möller
GAL)

Vizepräsident Dr. Wieland Schinnenburg: Wenn
es keine weiteren Wortmeldungen mehr gibt, dann
kommen wir zur Abstimmung.

Wer stimmt einer Überweisung der Drucksachen
20/411, 20/527, 20/528 und 20/529 an den Stadt-
entwicklungsausschuss zu? – Die Gegenprobe.
– Enthaltungen? – Damit ist die Überweisung ab-
gelehnt worden.

Dann lasse ich in der Sache abstimmen. Zunächst
zum Antrag der Fraktion DIE LINKE aus Drucksa-
che 20/527.

Wer möchte diesen beschließen? – Gegenprobe.
– Enthaltungen? – Das ist damit abgelehnt.

Nun zum Antrag der CDU-Fraktion aus der Druck-
sache 20/528.

Wer möchte diesem zustimmen? – Gegenprobe.
– Enthaltungen? – Damit ist der Antrag auch abge-
lehnt worden.

Weiter mit dem Antrag der GAL-Fraktion aus der
Drucksache 20/529.

Wer diesem folgen möchte, den bitte ich um das
Handzeichen. – Gegenprobe. – Enthaltungen?
– Dieser Antrag ist auch abgelehnt worden.

Schließlich zum Antrag der FDP-Fraktion aus der
Drucksache 20/411.

Wer möchte diesen annehmen? – Gegenprobe.
– Enthaltungen? – Damit ist dieser auch abgelehnt
worden.

Bürgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg - 20. Wahlperiode - 6. Sitzung am 18. Mai 2011 387




